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4 0 4 . Verordnung: Arzneimittel aus menschlichem Blut
4 0 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Suchtgiftberatung
4 0 6 . Verordnung: Änderung der Schrottlenkungsverordnung

404. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 8. Juli
1986 betreffend Arzneimittel aus menschli-

chem Blut

Auf Grund des § 5 des Arzneimittelgesetzes,
BGBl. Nr. 185/1983, wird verordnet:

§ 1. Arzneimittel, die menschliches Blut enthalten
oder aus menschlichem Blut hergestellt werden,
dürfen ab 1. September 1986 vom Hersteller oder
Depositeur nur in Verkehr gebracht oder weiter-
verarbeitet werden, wenn dieser über Aufforderung
des Bundesministeriums für Gesundheit und
Umweltschutz

1. die Identität der Einzelspender, welche für die
Gewinnung des Blutproduktes herangezogen
wurden, und darüber hinaus belegen kann,

2. daß bei der Auswahl der Einzelspender die
dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen
und die nach dem Stand der Wissenschaft
international anerkannten Kriterien berück-
sichtigt wurden, und

3. daß bei jedem Einzelspender durch eine dem
jeweiligen Stand der Wissenschaft entspre-
chende Nachweismethode ein bereits erfolg-
ter Kontakt mit dem Virus LAV/HTLV III
ausgeschlossen wurde.

§ 2. Arzneimittel im Sinne des § 1, die aus dem
Ausland importiert werden, dürfen ab 1. September
1986 von einem inländischen Hersteller oder Depo-
siteur nur in Verkehr gebracht oder weiterverarbei-
tet werden, wenn ihm der Betrieb, von dem er das
Arzneimittel bezogen hat,

1. die Unterlagen gemäß § 1 2 1 und 3 zur Ver-
fügung gestellt hat und

2. bestätigt hat, daß das Arzneimittel jedenfalls
allen in Österreich geltenden Erfordernissen
gemäß §§ 3 und 4 des Arzneimittelgesetzes
entspricht und die Auswahl der Spender nach
Kriterien erfolgt ist, die nach dem Stand der
Wissenschaft international anerkannt sind.

§ 3. Die Unterlagen gemäß § 1 oder § 2 Z 1 müs-
sen sich dann nicht im Betrieb des Herstellers oder
Depositeurs befinden, wenn dieser durch vertragli-

che Vereinbarung mit einem Betrieb oder einer
Einrichtung, in der eine frühere Phase der Herstel-
lung oder des Inverkehrbringens erfolgt ist, sicher-
gestellt hat, daß diese Unterlagen dem Bundesmini-
sterium für Gesundheit und Umweltschutz über
dessen Aufforderung unverzüglich zur Überprü-
fung vorgelegt werden.

Kreuzer

405. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 8. Juli
1986, mit der die Verordnung über die Sucht-

giftberatung geändert wird

Auf Grund des § 22 Abs. 1 des Suchtgiftgesetzes
1951, BGBl. Nr. 234, zuletzt geändert durch Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 184/1985, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 14. September
1981, BGBl. Nr. 435, über die Suchtgiftberatung in
der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 374/1982, BGBl. Nr. 611/1982, BGBl.
Nr. 437/1984 und BGBl. Nr. 194/1985 wird wie
folgt geändert:

§ 2 Z 3 lautet:

„3. in Niederösterreich:
a) Anton Proksch-Institut der Stiftung Gene-

sungsheim Kalksburg, Abteilung in Vor-
derbrühl und die von diesem Institut in
Niederösterreich betriebenen Beratungs-
stellen für Suchtgiftabhängige und Sucht-
giftkonsumenten;

b) die vom psychosozialen Dienst der Caritas
der Diözese St. Pölten betriebenen Bera-
tungsstellen für Suchtgiftabhängige und
Suchtgiftkonsumenten;

c) Grüner Kreis, Verein zur Rehabilitation
und Integration ehemaliger drogen- und
alkoholabhängiger Personen;"

Kreuzer
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406. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. Juli
1986, mit der die Schrottlenkungsverordnung

geändert wird

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Schrottlenkungsge-
setzes 1985, BGBl. Nr. 428, wird verordnet:

Artikel I

Die Schrottlenkungsverordnung, BGBl. Nr. 622/
1978, geändert durch Verordnung BGBl. Nr. 288/
1982, wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige § 1 erhält die Bezeichnung
„§ 1 (1)".

2. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Dem in der Anlage gemäß Abs. 1 genannten
unlegierten Eisenschrott der aufbereiteten Sorten
dürfen

1. Munition und Munitionsteile aller Art, Behäl-
ter, Apparate, Maschinen und Maschinenteile

sowie sonstige Gegenstände, die üblicher-
weise bei der Herstellung, Bearbeitung oder
Verarbeitung, Beförderung oder Lagerung
von explosionsfähigen Stoffen verwendet wer-
den und nicht frei von solchen Arten und
Mengen explosionsfähiger Stoffe sind, die die
betriebliche Sicherheit der Schrottverbraucher
gefährden, sowie

2. ungeöffnete Hohlkörper, die nicht zwecks
Vermeidung von die betriebliche Sicherheit
der Schrottverbraucher gefährdenden Explo-
sionen durch Schlitzen mit für das Abrinnen
von Flüssigkeiten ausreichenden Entlastungs-
öffnungen versehen wurden,

nicht beigemengt werden."

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 1. August 1986 in
Kraft.

Steger


